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INTERNATIONALES 
SEKRETARIAT DER LFI

Der russische Einmarsch in die 
Ukraine hat eine neue Etappe im 
Kampf um die Neuaufteilung der 
Welt zwischen den Großmächten 
eingeleitet. Der Krieg um die Kon-
trolle der Ukraine ist der jüngste 
und schärfste Ausdruck dieses 
Konflikts, der die Welt mit einem 
dritten Weltkrieg zwischen den im-
perialistischen Staaten und ihren 
Bündnissen bedroht.

Putins Angriff auf die Ukraine, 
seine Leugnung der Nationalität 
und Souveränität dieses Landes, 
bestätigt voll und ganz den im-

perialistischen und räuberischen 
Charakter des Staates und der 
herrschenden Klasse, der er vor-
steht. Die Politik der NATO-Ver-
bündeten, insbesondere der Verei-
nigten Staaten, die Ukraine in die 
EU und die NATO zu ziehen, hat 
Putin den Vorwand, wenn auch 
nicht die Rechtfertigung, geliefert, 
die Ukraine anzugreifen.

Die Darstellung des Krieges in den 
westlichen Medien als Fortsetzung 
eines langen Krieges Russlands 
gegen die Ukraine, der 2014 be-
gann, ist völlig falsch. Der Sturz 
des damaligen Präsidenten Wik-
tor Janukowytsch war ein Versuch 
des US- und EU-Imperialismus, 

mit Hilfe pro-europäischer ukrai-
nischer Oligarch*innen und Ultra-
nationalist*innen die Ukraine end-
gültig in die Sphäre der westlichen 
imperialistischen Ausbeutung zu � 
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überführen. Dies löste eine Reakti-
on Russlands zur Verteidigung sei-
ner imperialistischen Interessen aus 
– die Annexion der Krim, um sei-
nen Marinestützpunkt im Schwarzen 
Meer zu sichern, und die Unterstüt-
zung einer separatistischen Rebel-
lion mit dem Ziel, ein Veto gegen 
den Beitritt der Ukraine zur EU und 
NATO einzulegen.

Die Frage, wer den ersten Schuss 
abgefeuert hat oder wessen Akti-
onen „defensiv“ oder „aggressiv“ 
sind, ist nicht entscheidend für die 
Bestimmung des wesentlichen Cha-
rakters des Konflikts: ein von Putin 
offen und vom Westen verdeckt 
geführter Kampf darum, welche 
Imperialist*innen in der Ukraine 
herrschen werden. Der Konflikt 
ging und geht nicht darum, ob die 
Ukraine ein unabhängiger Staat ist, 
sondern ob sie eine Halbkolonie 
Russlands oder der NATO-Impe-
rialist*innen sein soll. Kurzum, die 
Ukraine ist heute der europäische 
Schauplatz des Kampfes zwischen 
den rivalisierenden imperialisti-
schen Mächten um die Aufteilung 
und Neuaufteilung der Welt. Und 
sie hat eine neue Phase dieses 
Kampfes eröffnet, indem sie die Bil-
dung von kriegführenden Blöcken 
beschleunigt hat, die leicht in einen 
direkten militärischen Konflikt, d. h. 
einen zwischenimperialistischen 
Krieg, münden könnte.

Die USA und die ukrainischen Na-
tionalist*innen haben systematisch 
jede Verhandlungslösung vereitelt, 
da sie auf einen eventuellen Beitritt 
des Landes zur NATO setzten. In 
der Zwischenzeit hat die NATO das 
Land mit massiver militärischer Hilfe 
und Ausbildung versorgt – was die 
lächerliche Behauptung widerlegt, 
dass „die NATO nicht in den Kon-
flikt verwickelt ist“. Diese Aktionen 
sind Teil eines Prozesses der Einkrei-
sung Russlands durch das westliche 
imperialistische Bündnis. Seit 1991 
haben die USA wiederholt und 

systematisch versucht, Russland 
aus der NATO oder einem alter-
nativen europäischen Sicherheits-
system auszuschließen. Sie haben 
dies nicht nur mit dem langfristigen 
Ziel getan, die eurasische Macht 
zu zerschlagen, sondern auch, um 
die Entwicklung eines unabhängi-
gen europäischen Imperialismus 
unter der Führung Frankreichs und 
Deutschlands zu behindern. Mit 
dem Krieg und einer beispiellosen 
Runde von Sanktionen haben sie 
die Aussicht auf eine Neuausrich-
tung mit Russland unter Putin, die 
von Teilen der deutschen und euro-
päischen herrschenden Klassen be-
fürwortet wird, begraben. Dies wird 
die Hegemonie der USA über die 
NATO und ihre imperialistischen 
Verbündeten zumindest kurzfristig 
stärken, aber auch als Vorwand für 
die Militarisierung und Aufrüstung 
der westeuropäischen Mächte auf 
eigene Rechnung dienen.

Die ukrainischen Machthaber*in-
nen waren weder bloße Zuschau-
er*innen in dieser Rivalität der 
Großmächte um das Schicksal 
ihres Landes, noch sind sie Ver-
fechter*innen der „Demokratie“. 
Das Regime nach 2014 wurde 
durch einen reaktionären Sturz Ja-
nukowytschs im Auftrag der USA 
an die Macht gebracht, der von 
rechtsextremen und faschistischen 
Milizen angeführt wurde. Indem sie 
die verfassungsmäßige Neutralität 
des Landes durch ein Bekenntnis 
zur NATO-Mitgliedschaft ersetzt, 
den östlichen Regionen das demo-
kratische Selbstbestimmungsrecht 
verweigert und auf der Rückgabe 
der Krim besteht – unabhängig von 
den Wünschen der Bevölkerung –, 
kämpft die führende Fraktion der 
ukrainischen herrschenden Klasse 
nicht für die nationale Souveränität, 
sondern für das Recht, die ukraini-
schen Arbeiter*innen unbehelligt 
von den von Russland unterstützten 
Rival*innen auszubeuten, an der 
gemeinsamen Ausplünderung der 

europäischen Arbeiter*innen durch 
die Architektur der Europäischen 
Union teilzuhaben und dies unter 
der Deckung des nuklearen Schutz-
schirms der NATO zu tun.

Die Taktik in der Ukraine

Putins imperialistische, großrus-
sisch-chauvinistische Verweigerung 
des Rechts der Ukraine auf Un-
abhängigkeit, seine Invasion und 
sein Versuch, ein Klientelregime zu 
installieren, wenn nicht sogar Teile 
des Landes zu besetzen und zu an-
nektieren, führt jedoch dazu, dass 
große Teile der ukrainischen Arbei-
ter*innen, Bauern, Bäuerinnen und 
Armen sich der Besetzung wider-
setzen und ihre Städte verteidigen 
wollen.

Diese berechtigte Antwort auf die 
nationale Unterdrückung, die ein 
Haupthindernis für den Vormarsch 
der russischen Truppen darstellt, 
verdient die Unterstützung der 
Revolutionär*innen. Die ukraini-
schen Massen haben das Recht, 
sich und ihr Land gegen die rus-
sische Besatzung zu verteidigen. 
Aber das ist nicht dasselbe wie die 
Unterstützung der reaktionären 
Kriegsziele der ukrainischen Bour-
geoisie, einschließlich der Einheit 
der Ukraine ohne Anerkennung 
des Selbstbestimmungsrechts ih-
rer Minderheiten sowie der Mit-
gliedschaft in der NATO und der 
Europäischen Union.

Deshalb darf die Arbeiter*innen-
klasse in der Ukraine kein Vertrau-
en in eine Regierung setzen, die 
den Beitritt zum Kriegsbündnis der 
NATO zum Ziel hat. Sie sollte da-
ran arbeiten, die größtmögliche 
politische Unabhängigkeit von der 
Regierung, von der herrschenden 
Klasse der Oligarch*innen und den 
NATO-Imperialist*innen zu erlan-
gen. Das Ziel muss sein, die Kräf-
te der Arbeiter*innenklasse in den 
Widerstand einzubinden, Organe 
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Revolutionär*innen in Russland, Europa und den 
USA müssen deutlich machen, dass sie in dem Kampf 
zwischen Russland und den NATO-Mächten um die 
Neuaufteilung der Welt keine der beiden Seiten unter-
stützen dürfen. Sie müssen eine Politik des revolutio-
nären Defätismus verfolgen. Ihr Hauptfeind ist nicht 
der eine oder andere imperialistische Konkurrent, 
der Hauptfeind steht im eigenen Land! 

“

unter der Kontrolle der Massen zu 
schaffen, mit dem Endziel, die Kräf-
te zu bilden, die diese Regierung 
stürzen können.

Sowohl der großrussische als auch 
der ukrainische Nationalchauvi-
nismus sind reaktionäre politische 
Linien, die die räuberische Aus-
beutung und Verelendung sowohl 
der ukrainischen als auch der rus-

sischen Arbeiter*innenklasse vertie-
fen würden. Sie ziehen die Völker 
Europas in eine katastrophale mi-
litärische Konfrontation zwischen 
den atomaren Großmächten hin-
ein. Die Strategie und Taktik einer 
proletarischen Verteidigung ge-
gen die russische Besatzung muss 
daher dieser drohenden Gefahr 
eines globalen Krieges zwischen 
Russland und der NATO Rechnung 
tragen. Sie darf auf keinen Fall zu 
einer bloßen Hilfstruppe der westli-
chen Imperialist*innen werden, wie 
es die Regierung Selenskyj anstrebt.
Die ukrainische Bourgeoisie in 
Form ihres Staates, ihrer Regierung 
und ihrer Armee kann den Kampf 
für echte Selbstbestimmung oder 
Unabhängigkeit der Ukraine nicht 
anführen, denn ihre Politik ist das 
genaue Gegenteil: Sie macht die 
Ukraine militärisch, wirtschaftlich 
und politisch vom europäischen 
und nordamerikanischen Kapitalis-
mus abhängig!

Aus diesen Gründen ist die Parole 
„Verteidigung der Ukraine“, losge-
löst von der Frage, welche Klas-
seninteressen verteidigt werden, in 

Wirklichkeit eine Aufforderung an 
die NATO-Mächte, ihre neue Kli-
entin noch energischer zu unter-
stützen. Die ukrainische Selbstbe-
stimmung kann nicht durch einen 
Sieg der ukrainischen Bourgeoisie 
errungen werden, der ihren Wür-
gegriff über die ukrainischen Ar-
beiter*innen verstärken würde, 
sondern nur durch den Abzug der 
russischen Truppen, die Auflösung 

des NATO-Bündnisses, die Ent-
eignung der ukrainischen Oligar-
ch*innen und den Kampf für die 
sozialistischen Vereinigten Staa-
ten von Europa, denen sich je-
des Land anschließen kann, wenn 
es dies will.

Wir treten für eine Politik der Un-
abhängigkeit der Arbeiter*innen-
klasse und des Widerstands ein. 
Diese besteht in erster Linie in der 
Bewaffnung der Arbeiter*innen, 
ihrer Organisation in Selbstvertei-
digungsmilizen in den Betrieben 
und Stadtvierteln, die unabhängig 
vom Generalstab der Armee oder 
der rechtsextremen Nationalgarde 
sind, in Sabotage und Betriebsstö-
rungen der Besatzung, in Agitation 
und Propaganda, um den Betrug 
aufzudecken, dass die Oligarch*in-
nen der Ukraine das Vaterland ver-
teidigen, indem sie es dem euro-
päischen Imperialismus schenken, 
und vor allem in der Solidarisierung 
mit ihren russischen Klassengenos-
s*innen, um die Lügen, die den rus-
sischen Truppen erzählt werden, zu 
untergraben und sie für den Wider-
stand gegen Putin zu gewinnen.

Unser Ziel ist es, die imperialistische 
Kriegstreiberei in einen Klassenkrieg 
zu verwandeln, der die Niederschla-
gung des russischen Angriffs und 
den Sturz des bonapartistischen Re-
gimes von Putin zum Ziel hat, aber 
auch die Pro-NATO-Ambitionen 
von Selenskyj zu verhindern und 
sein Marionettenregime zu stürzen. 
Wir kämpfen dafür, diese reaktio-
näre „Verteidigung des Vaterlandes“ 
in einen fortschrittlichen Kampf für 
eine unabhängige sozialistische 
Ukraine umzuwandeln, die auf der 
freiwilligen Vereinigung aller ihrer 
Bewohner*innen beruht.

Revolutionärer Defätismus

Revolutionär*innen in Russland, Eu-
ropa und den USA müssen deutlich 
machen, dass sie in dem Kampf 
zwischen Russland und den NA-
TO-Mächten um die Neuaufteilung 
der Welt keine der beiden Seiten un-
terstützen dürfen. Sie müssen eine 
Politik des revolutionären Defätis-
mus verfolgen. Ihr Hauptfeind ist 
nicht der eine oder andere imperia-
listische Konkurrent, der Hauptfeind 
steht im eigenen Land! Ihr Haupt-
ziel ist es, zu verhindern, dass der 
Kampf um die Ukraine zum Auslöser 
eines offenen globalen Krieges zwi-
schen den imperialistischen Mäch-
ten wird. Der Einmarsch Russlands, 
die Sanktionen, die Russland vom 
Weltmarkt abschneiden sollen, die 
Waffenlieferungen und die Aufrufe 
und ernsthaften Vorbereitungen zur 
Luftunterstützung der Ukraine (z. B. 
durch polnische Flugzeuge, die an 
die Ukraine ausgeliefert werden 
und die Nutzung polnischer Flug-
plätze erlauben) sind alles Schritte 
in diese Richtung.

Revolutionär*innen müssen deutlich 
machen, dass der Kampf zwischen 
Russland und den NATO-Mäch-
ten um die Neuaufteilung der Welt 
diesem seinen übergeordneten 
und prägenden Charakter verleiht. 
Wir sind nicht nur Zeug*innen ei-
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nes weiteren brutalen Angriffs eines 
imperialistischen Landes auf eine 
Halbkolonie, auch nicht nur eines 
weiteren Stellvertreterkrieges. Die 
Brisanz des Krieges wird vielmehr 
dadurch bestimmt, dass die Erschüt-
terungen, die er in Gang gesetzt hat, 
zu einem zwischenimperialistischen 
Krieg zu führen drohen. Und das gilt 
es zu verhindern. Deshalb muss die 
Arbeiter*innenklasse in einem Kon-
flikt zwischen ihnen eine revolutio-
när-defätistische Position gegenüber 
beiden einnehmen, insbesondere in 
den imperialistischen Kriegsländern. 
Ihr Hauptfeind ist nicht einer der bei-
den imperialistischen Konkurrent*in-
nen, sondern der Hauptfeind ist 
die herrschende Klasse im eigenen 
Land!

In Russland heißt das, für die Nieder-
lage des russischen Imperialismus 
bei seinem Versuch, die Ukraine zu 
erobern, zu kämpfen, die sofortige 
Beendigung des Krieges und den 
Abzug aller russischen Truppen zu 
fordern. Angesichts des diktatori-
schen Charakters des Putin-Regimes 
wird der Kampf für demokratische 
Rechte, für das Recht auf Versamm-
lungs- und Meinungsfreiheit, für die 
Freilassung Tausender politischer 
Gefangener ein Schlüssel, oft ein 
Ausgangspunkt des Kampfes sein. 
Er muss mit dem Ziel verbinden 
werden zu verhindern, dass Putin 
und sein Regime die Arbeiter*innen 
für das durch die Sanktionen verur-
sachte Elend, für Betriebsschließun-
gen, Inflation und die Kriegstreiberei 
selbst bezahlen lassen. Eine solcher 
Auseinandersetzung muss in den 
Betrieben verwurzelt sein und den 
Kampf gegen den Krieg mit dem 
dagegen verbinden, dass die Arbei-
ter*innen dafür bezahlen müssen, 
mit Massenstreiks, der Blockade von 
Transportwegen für Waffen und dem 
Kampf für die Enteignung der Oli-
garch*innen und der Reichen unter 
Arbeiter*innenkontrolle. Kurz ge-
sagt, es bedeutet, den imperialisti-
schen Krieg in einen Klassenkampf 

zu verwandeln, um das Putin-Regi-
me und den russischen Kapitalismus 
durch eine Arbeiter*innenregierung 
zu stürzen.

In den imperialistischen Staaten der 
NAT0 wenden wir uns gegen die 
Kriegstreiberei, die massive Aufrüs-
tungspolitik des deutschen Imperi-
alismus, die Forderung nach einer 
eigenen Atommacht EU, die schnel-
le Stationierung von NATO-Truppen 
an den russischen Grenzen, die 
Forderung Japans nach Atomwaf-
fen auf seinem Territorium und alle 
Versuche, direkt oder indirekt eine 
Flugverbotszone über der Ukraine 
einzurichten. Wir lehnen alle Waf-
fenlieferungen der NATO-Mächte 
an die Ukraine und andere militä-
rische Unterstützung ab. Wir leh-
nen alle Wirtschaftssanktionen ab. 
Im Rahmen des Kampfes für die 
Neuaufteilung der Welt sind zivile 
Zwangsmittel entweder eine Fortset-
zung des Krieges oder ein Vorspiel 
zu noch zerstörerischerem, militäri-
schem Zwang, zu einer umfassen-
den imperialistischen militärischen 
Konfrontation.

Die Parteien der Arbeiter*innenklas-
se, die Gewerkschaften und die Lin-
ke müssen jede „nationale“ Einheit 
mit den westlichen Regierungen im 
Namen ihrer gefälschten „Demo-
kratie“ ablehnen. Sie müssen ge-
gen alle reaktionären Gesetze, alle 
Waffenlieferungen kämpfen, sich 
auf den Straßen und an den Arbeits-
plätzen allen Sanktionen widerset-
zen, die von „unserer“ Bourgeoisie 
verhängt werden. Die Abgeordne-
ten der Arbeiter*innenklasse in den 
Parlamenten müssen die Heuchelei 
der herrschenden Klasse in den bür-
gerlich demokratischen Institutionen 
anprangern. Eine echte Antikriegs-
bewegung und echte Solidarität 
mit fortschrittlichen Kräften in der 
Ukraine muss den wahren, imperi-
alistischen Charakter der westlichen 
„Unterstützung für die Ukraine“ auf-
decken. Revolutionär*innen müssen 

bereit sein, gegen einen Strom von 
Sozialpazifismus und Sozialchau-
vinismus unter diesem Deckmantel 
anzuschwimmen. Revolutionäre und 
internationalistische Organisationen 
müssen den Sozialpazifismus der 
Gewerkschaften und der sozialde-
mokratischen oder sogar linken Par-
teien entlarven, die zur Aufrüstung 
der NATO aufrufen, die Sanktionen 
gegen Russland fordern. Es zeigt 
sich, dass die Pazifist*innen von ges-
tern schnell zu Sozialchauvinist*in-
nen werden, zu Verteidiger*innen 
„ihres“ kapitalistischen Staates.

Die Revolutionär*innen müssen je-
doch unterscheiden zwischen den 
Illusionen der Massen, die ein von 
der russischen Armee bombardiertes 
Volk unterstützen wollen, und dem 
sozialen Pazifismus der reformisti-
schen Führer*innen, die sich in im-
perialistische Patriot*innen und so-
gar Kriegstreiber*innen verwandeln. 
Sie müssen letztere als Unterstüt-
zer*innen der Bourgeoisie entlarven. 
Gleichzeitig müssen sie den Massen 
geduldig den wahren Charakter des 
Krieges erklären, sie zum Kampf ge-
gen die Militarisierung ihres eige-
nen Imperialismus auffordern und 
dagegen, sie für die Kosten dieser 
„Sicherheit“ und „Freiheit“ aufkom-
men zu lassen. Sie müssen für den 
Aufbau einer internationalistischen 
Antikriegsbewegung kämpfen, die 
den Kampf gegen die Kriegsgefahr 
in einen gegen die Kapitalist*innen-
klasse verwandelt.        
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MICHAEL MAERZEN

Angesichts des Einmarsches der 
russischen Armee in die Ukraine 
ändern sich die politischen Kräfte-
verhältnisse schlagartig. Wo man 
hinsieht werden Sanktionen ge-
gen Russland verhängt, Aufrüstung 
beschlossen und eine Stärkung 
der NATO verlangt. In diesem 
Kriegstaumel stellen sich Revoluti-
onär*innen gegen den Strom und 
sagen mit den Worten von Karl 
Liebknecht: „Der Hauptfeind steht 
im eigenen Land!“ Aber gilt das 
auch für Österreich?
Die Antwort ist ja. Österreich ist 
zwar ein kleines, offiziell neutrales 
Land, das nicht kriegerisch in der 
Ukraine beteiligt ist. Aber es ist 
trotzdem ein imperialistisches Land 
in einem großen europäischen im-
perialistischen Block und speziell 
an der finanzkapitalistischen Aus-
beutung Osteuropas beteiligt. Und 
in der politischen Debatte in Öster-
reich ist mit dem Krieg einiges in 
Bewegung geraten.
Zunächst hat die österreichische 
Regierung innerhalb der Europä-
ischen Union die scharfen Sank-
tionen gegen Russland mitgetra-
gen. Zwar existieren über OMV 
und Raiffeisen durchaus wichtige 
wirtschaftliche Verflechtungen mit 
Russland, aber im Vergleich zu je-
nen mit der EU haben sie wenig 
Bedeutung für Österreich. Zumin-
dest solange weiterhin Gas gelie-
fert wird. Die Sanktionen heizen 
die Eskalation jedoch weiter an 
und Putin bezeichnet sie nicht ganz 
ungerechtfertigt als wirtschaftlichen 
Krieg. Somit kann man Österreich 
durchaus zu den Kriegstreibern 

rechnen.
So und nicht anders muss man auch 
die jüngste Vorstöße auf eine Aufga-
be der Neutralität und einen Beitritt 
zur NATO bewerten. Das und die 
Mitarbeit in einer europäischen Ar-
mee hat der ehemalige ÖVP-Nati-
onalratsabgeordnete Andreas Kohl 
angeregt. Das Thema wurde dann 
sogleich von den NEOS, die sich 
seit jeher militärisch in den imperi-
alistischen Block einreihen wollen, 
aufgegriffen und weiter getragen. 
Kanzler und ÖVP-Chef Nehammer 
hat sich zwar anschließend für die 
Neutralität ausgesprochen und die 
Debatte beendet erklärt, aber we-
nig später folgte die Verlautbarung 
einer vorgeblich neutralitätskon-
formen Beteiligung an einer euro-
päischen Eingreiftruppe. Dabei ist 
diese Truppe kein unbedeutendes, 
kleines Kriseninterventionsteam, 
sondern laut der deutschen Vertei-
digungsminsterin das „militärische 
Herzstück“ der neuen EU-Sicher-
heitsstrategie.
Unabhängig davon, aber die Angst 
angesichts des Krieges nutzend, 
möchte Nehammer nun die Mi-
litärausgaben von 0,6 % des BIP 
auf 1 % anheben. Das bedeutet 
eine Steigerung von 2,7 auf 4,3 
Mrd. Euro. Das Schlimmste da-
ran ist, dass die SPÖ dieses Vor-
haben nicht nur mitträgt, sondern 
sich sogar zu dessen Vorkämpferin 
gemacht hatte und behauptete, in 
punkto Landesverteidigung in den 
letzten vier Jahrzehnten Fehler ge-
macht zu haben. Ihr Wehrsprecher 
Robert Laimer argumentierte das 
mit dem frommen Wunsch, dass 
die militärische Landesverteidi-
gung nicht gegen soziale Sicher-

heit ausgespielt werden dürfe. Da-
mit demonstriert er nicht nur seine 
Realitätsverweigerung gegenüber 
gegensätzlichen politischen Inter-
essen, sondern auch die Haltung 
der Sozialdemokratie in der Frage 
einer Stärkung des Gewaltapparats 
des kapitalistischen Staats gegen-
über den Lohnabhängigen.
Was können Sozialist*innen in Ös-
terreich also tun? Zunächst verhin-
dern, dass die österreichische Ka-
pitalist*innenklasse ihre Herrschaft 
angesichts der Eskalation ausbaut, 
ihre ökonomischen Interessen in 
der Ukraine im Gleichschritt mit 
der EU mit schärferen Mitteln ver-
teidigt und damit zur Gefahr eines 
größeren Krieges beiträgt. Sie müs-
sen gemeinsam mit Sozialist*innen 
im Westen und Osten für den Auf-
bau einer internationalen Bewe-
gung gegen den Krieg arbeiten. 
Die entsprechenden Forderungen 
einer solchen Bewegung in Öster-
reich könnten lauten:

Schluss mit Wirtschaftssanktionen 
gegen Russland, die nur eine grö-
ßere kriegerische Eskalation vorbe-
reiten und in erster Linie die Bevöl-
kerung treffen!
Keine Aufrüstung in Österreich! 
Keinen Cent für das Bundesheer! 
Wir brauchen Geld für Soziales, 
nicht für das Militär!
Österreich darf nicht Teil des im-
perialistischen Militärbündnisses 
NATO werden oder den Aufbau ei-
ner europäischen Armee unterstüt-
zen! Nein zur Beteiligung an der 
neuen europäischen Eingreiftrup-
pe!   

[BITTE FORDERUNGSLISTE]

Österreich und 
die Ukraine
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MARKUS LEHNER
Gruppe ArbeiterInnenmacht (D)

Inflationsraten Ende 2021 von 5,3 % 
in Deutschland oder 7 % in den USA 
– so etwas kannten viele Bewoh-
ner*innen der imperialistischen Zen-
tren nur noch aus Erzählungen „aus 
grauer Vorzeit“ oder von Ländern 
des „globalen Südens“. Seit einigen 
Monaten sind Inflationsraten über 
2 % üblich geworden. Zunächst er-
klärten Wirtschaftsforscher*innen 
und Zentralbänker*innen, dass es 
sich um Sondereffekte handeln wür-
de: kurzfristige Lieferengpässe auf-
grund der wirtschaftlichen Folgen 
von Corona oder Spezialeffekte, wie 
die Rücknahme der Mehrwertsteue-
rermäßigung.

Inzwischen sind die meisten dieser 
Expert*innen sehr viel vorsichtiger 
geworden – insbesondere nach-
dem der Vorsitzende der FED, der 
US-Zentralbank, erklärte: „Inflation 
is here to stay“. Die Frage ist also: 
Stehen wir am Beginn einer neuen 
Ära der Inflation – und wenn ja, aus 
welchem Grund? Insbesondere stellt 
sich die Frage nach den Auswirkun-
gen auf die Arbeiter*innenklasse 
und die notwendige Reaktion dar-
auf.

​Zunächst einmal: Was ist überhaupt 
Inflation?

Einfach gesagt geht es um eine all-
gemeine und längerfristige Steige-
rung der Preise, die nicht nur einen 
bestimmten Sektor, sondern wesent-
liche Bereiche sowohl für den Mas-
senkonsum als auch für Investitions-
güter betrifft. Das Schwierige dabei 
ist, dass eine solche übergreifende 
Preissteigerungstendenz sehr ver-
schiedene Ursachen haben kann. 
Da es sich bei Preisen um ein quan-
titatives Verhältnis von Geld und 
Waren handelt, in dem sich letztlich 
ein Wertverhältnis widerspiegeln 
muss, kann die Ursache sowohl auf 
der Geld- wie auf der Warenseite 

liegen.

Geld dient einerseits als Zirkula-
tionsmittel, um den Tausch von 
Waren zu ermöglichen, und ande-
rerseits als Wertmaßstab im Tausch-
verhältnis (tritt uns also z. B. als Preis 
einer Ware entgegen). Daher kön-
nen sowohl Schwankungen in der 
Geldmenge als auch im Wert des 
Geldes das allgemeine Preisniveau 
beeinflussen. Der klassische Fall in 
der Geldtheorie waren die massi-
ven Zuflüsse von Silber in der frühen 
Neuzeit aus den spanischen Kolo-
nien. Herrschte zuvor trotz Ausdeh-
nung von der Arbeitsproduktivität in 
Europa Geldknappheit und damit 
eine Tendenz zu fallenden Preisen, 
so führte die Ausdehnung der Geld-
menge vor allem in Spanien zu einer 
massiven Inflation (samt Abfluss des 
Silbers in die produktiveren Sektoren 
Europas).

Zusätzlich ist Geld nicht nur Zirkula-
tionsmittel und Maßstab der Werte 
– es ist durch Kredit- und Wechsel-
geschäfte immer auch Zahlungsmit-
tel für Tauschvorgänge, bei denen 
Kauf dem Verkauf vorgezogen wird 
(nachträgliche Zahlung mit entspre-
chender Verzinsung). Auch durch 
Schwankungen der Masse an Zah-
lungsmitteln und deren Werte (so-
wie der Zinsen) können Preiseffekte 
entstehen. Dies betrifft Phasen der 
Ausdehnung der „Liquidität“ (Ver-
trauen in die Zahlungsfähigkeit ei-
ner wachsenden Zahl von Gläubi-
ger*innen) wie ihres Schrumpfens. 
Ein hohes Ausmaß an Zahlungs-
ausfällen und Zurückhalten von 
kurzfristiger Vorfinanzierung – wie 
z.  B. nach der Finanzkrise 2008 – 
führt zu Marktstockungen und damit 
kurzfristig zu raschem Preisverfall für 
plötzlich schwer verkäufliche Waren. 
Langfristig wirkt hingegen die Aus-
dehnung der Geldmenge als Zah-
lungsmittel auch inflationär – wenn 
der so zum Anwachsen gebrachten 
Nachfrage (Kauf) langfristig nicht 
auch die entsprechende Gegenleis-

tung entspricht (Verkauf). Moderne 
Inflationen entspringen zumeist Un-
gleichgewichten in diesen Kredit-
geldsphären und weniger dem klas-
sischen Geldumlaufbereich.

​Weltmarktstellung, Finanzsystem und 
Inflation

Von Seite der Ware her gesehen 
ist das Phänomen der Inflation vor 
allem eines des Verhältnisses von 
Wert und Preis. Der Wert wird we-
sentlich bestimmt durch die ge-
sellschaftliche Arbeitszeit, die für 
die Produktion der Ware unter den 
vorherrschenden durchschnittlichen 
Arbeitsbedingungen notwendig ist. 
D.  h. längerfristige Veränderungen 
der Arbeitsproduktivität, vor allem 
sektoral oder regional, führen zu 
Ausgleichsbewegungen, die sich 
durch Veränderungen der Preise ver-
mitteln. So hat die „billige Industrie-
ware“ des britischen Kapitals im 19. 
Jahrhundert auf dem vom Britannien 
dominierten Weltmarkt zu einer Ära 
fallender Preise geführt.
Der Zusammenbruch der Goldwäh-
rungssysteme (British Empire, Bret-
ton Woods) hatte jeweils die Gefahr 
von inflationären Krisenphasen zur 
Folge gehabt. Um das Beispiel der 
1970er Jahre heranzuziehen: Der 
lange Boom der Nachkriegsperiode 
endete in Profitabilitätsproblemen, 
Stockungen der Investitionstätigkeit 
und Stagnation der Arbeitsproduk-
tivität. 

Gleichzeitig war der Welthandel 
stark von nationalstaatlichen Be-
schränkungen und Monopolprei-
sen bestimmt. Die Überschuldung 
der USA, die zur Aufkündigung der 
Währungsregulierung von Bretton 
Woods 1973 führte, überschwemm-
te den Weltfinanzmarkt mit Dollars, 
die per Schuldenfinanzierung zur 
Ankurbelung der stockenden Wirt-
schaften dienen sollten. Tatsächlich 
kamen letztere jedoch nicht vom 
Fleck, weshalb sich im Verlauf der 
späten 1970er Jahre auch in den 
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reichen Industrieländern die Inflati-
onsraten auf die 10 % zubewegten. 

Stagnation, Verschuldung und In-
flation wurden zum Teufelskreis der 
„Stagflation“ – bis die US-Zent-
ralbank 1982 mit massiven Zin-
serhöhungen („Volcker-Schock“), 
teilweise bis zu 20  %, den großen 
„Dollar-Staubsauger“ anwarf. Die 
danach einsetzende massive Schul-
denkrise war einer der entschei-
denden Hebel für die Durchset-
zung der neoliberalen Angriffe und 
der Durchsetzung des „Washington 
Consensus“ während der 1980er 
Jahre.

Die darauffolgende Globalisie-
rungsperiode führte zu zwei Jahr-
zehnten von globalem Wachstum, 
gestützt auf den Zusammenbruch 
der degenerierten Arbeiter*innen-
staaten, massiver Deregulierung 
und Privatisierung, Abbau von 
Handelsschranken und nationalen 
Schutzbestimmungen – und damit 
der Ankurbelung von Arbeitspro-
duktivität und Investitionstätigkeit 
aufgrund entsprechender Profitra-
ten. Die Deregulierung der globalen 
Finanzmärkte führte zu einer Ära der 
scheinbar unbegrenzt wachsenden 
Liquidität, der Zahlungsmittel für ei-
nen in neuer Qualität wachsenden 
Weltmarkt. 

Insbesondere die Verbilligung von 
Waren und Dienstleistungen durch 
globales Outsourcing, Steigerungen 
von Produktivität und Ausbeutungs-
raten zeitigte durch das Sinken der 
Herstellungspreise einen deflationä-
ren Effekt. Die scheinbar explodie-
renden Geldmengen führten unter 
diesen spezifischen Bedingungen 
nicht zur Inflation. Außerdem wuchs 
die Massenkaufkraft in Folge der 
neoliberalen Lohn- und Haushalts-
politik auch in den imperialistischen 
Ländern nicht in entsprechendem 
Ausmaß, so dass der Geldüberhang 
eher wiederum in neue Finanzmarkt-
produkte floss und das Kreditgeld-

system stabilisierte.

​Globale Krise

Mit dem Sinken der Profitraten in 
den frühen 2000er Jahren kehrte 
die Realwirtschaft zur Stagnation 
zurück, während der spekulative 
Boom durch das Aufblasen der Fi-
nanzmärkte weitergetrieben wurde 
– bis zur Finanzmarktkrise 2008. 
Die vorläufige Rettung des globa-
len Kapitals wurde paradoxerwei-
se 2009/2010 mit der Politik des 
„Quantitative Easing“, also der ex-
tremen weiteren Ausdehnung der 
Zahlungsmittelmengen erzielt. Da-
mit wurde die Liquidität wiederher-
gestellt und gleichzeitig ein großer 
Teil der imperialistischen Kapitale 
gerettet.

 Da die 2010er Jahre in den al-
ten imperialistischen Ländern aber 
gleichzeitig weiterhin durch sehr ge-
ringe Wachstums- und Profitraten in 
der Realwirtschaft gekennzeichnet 
waren, stellt sich die Frage, war-
um sich das dort nicht als Inflation 
ausgewirkt hat. Hier wirkten folgen-
de drei Faktoren: (1) Die Gewichte 
im Welthandel hatten sich stark zu 
Gunsten von China verschoben, 
das als Lokomotive der Weltwirt-
schaft mit seinen Produktionsketten 
den Weltmarkt weiterhin mit billigen 
Herstellerpreisen bedienen konnte; 
(2) die Antikrisenpolitik in den impe-
rialistischen Ländern fußte weiterhin 
auf Stagnation der Löhne und Mas-
senkaufkraft; (3) trotz der Politik des 
billigen Geldes vertraute das globa-
le Kapital aus Angst vor schlimme-
ren Verlusten in sogar gesteigertem 
Maße ihr Geld den klassischen im-
perialistischen Anlagemärkten an. 
In Folge wurden viele der angeb-
lich aufsteigenden Schwellenländer 
(z. B. Brasilien, Türkei) durch Kapi-
talmangel und schrumpfende Welt-
marktchancen gebeutelt. In vielen 
dieser Länder breitete sich bereits 
Stagflation aus.

Die Corona-Krise traf dieses sowie-
so schon krisenhafte Weltsystem. Mit 
dem Wachstumseinbruch der ersten 
Corona-Welle und den folgenden 
Einschränkungen, was Welthandel, 
Transport und Zulieferindustrien 
betraf, kam es zu schweren Rezes-
sionen in fast allen Ländern des 
Globus. Wiederum wurden in den 
imperialistischen Ländern massive 
Geldmittel zur „Überbrückung“ bis 
zum erneuten Anlaufen der Welt-
wirtschaft bereitgestellt. Dies betraf 
sowohl große staatliche Ausgaben-
programme wie auch weitere Aus-
weitung der Zahlungsmittelmengen 
(z. B. durch Übernahme gefährdeter 
Finanzierungen). 

Anders, als sich Regierungen und 
Zentralbanken es vorstellten, ging 
die Krise aber nicht so rasch vorbei. 
Insbesondere führten das Prinzip „so 
wenig Lockdown in den Betrieben 
wie möglich“ ebenso wie der Man-
gel an Unterstützung der Impfkam-
pagnen in der imperialisierten Welt 
dazu, dass die Pandemie unvermin-
dert weitergeht, von Mutationswelle 
zu Mutationswelle.
Außerdem wächst das Gewicht der 
schon seit der letzten Krise immer 
zahlreicher werdenden „Zombie-
kapitale“ (Betriebe, die abseits der 
bestehenden Geldpolitik längst zah-
lungsunfähig wären). Dies drückt die 
gesamtwirtschaftliche Produktivität, 
bindet Kapital für neue Investitionen 
und drückt die Durchschnittsprofit-
rate. Die Wachstumsraten, die sich 
bisher für das neue Jahrzehnt an-
deuten, sind daher ebenso stagnativ 
wie im letzten Jahrzehnt. 

Dazu kommt, dass diesmal auch 
China in einer real- und finanzwirt-
schaftlichen Krise steckt (Stichwort: 
Evergrande). Während es diesmal 
nicht die dynamische Rolle auf dem 
Weltmarkt spielen kann, kommt 
auch noch dazu, dass nicht erst 
seit Trumps US-Präsidentschaft der 
Welthandel wieder deutlich pro-
tektionistischer organisiert wird. In 
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WER WIR SIND

Der Arbeiter*innenstandpunkt ist 
eine internationalistische, kommu-
nistische Organisation. Unser Ziel 
ist die Schaffung einer klassenlosen 
Gesellschaft, in der es keine Aus-
beutung und Unterdrückung mehr 
gibt. Diese Gesellschaft kann nicht 
durch stetige Reformen erreicht 
werden, sondern erfordert einen 
radikalen, revolutionären Bruch der 
Arbeiter und Arbeiterinnen mit den 
heutigen kapitalistischen Zustän-
den. Deshalb unterstützen wir alle 
Kämpfe, Aktionen und Forderun-
gen, die die Interessen der arbei-
tenden Bevölkerung zum Ausdruck 
bringen und die Keimform einer 
größeren, zukünftigen Arbeiter*in-
nenbewegung sind.

Der Sozialismus, für den wir kämp-
fen, kann nur international geschaf-
fen werden. Wir haben daher nichts 
mit den Regimen des ehemals „real 
existierenden Sozialismus“ gemein. 
In diesen Staaten herrschte nicht 
das arbeitende Volk, sondern eine 
bürokratische Kaste, die das Prole-
tariat unterdrückte und sich selbst 
bereicherte. Wir treten für eine 
Rätedemokratie ein, d.h. die de-
mokratische Machtausübung der 
Arbeiterinnen und Arbeiter selbst 
durch direkte Wahl und Abwahl 
von Delegierten, auf die sich die 
Regierung, die Staatsgewalt und 
sämtliche Verwaltungsgremien stüt-
zen.

Als Arbeiter*innenstandpunkt sind 
wir in sozialen Bewegungen und 

Klassenkämpfen aktiv und kämp-
fen dort für ein Programm im Sinne 
der gesamten Arbeiter*innenklas-
se. Unser Hauptanliegen ist es, 
die politischen und ökonomischen 
Teilkämpfe, z.B. am Arbeitsplatz, 
mit einer allgemein-politischen Per-
spektive zu verbinden, die über das 
Bestehende hinausweist und der 
Arbeiter*innenklasse zur Einsicht in 
ihr gesamtgesellschaftliches Klas-
seninteresse verhilft.

Der Kapitalismus fordert tagtäg-
lich unzählige Opfer und zer-
stört Menschenleben – durch 
Hunger, Krieg und Unterdrü-
ckung. Kämpfe mit uns für den 
Aufbau einer neuen Partei der
sozialistischen Revolution.
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